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2. Instanz

Aktenzeichen L 7 R 3806/18
Datum 08.08.2019

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 27. August
2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte trÃ¤gt auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin im
Berufungsverfahren. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Beigeladenen sind nicht zu
erstatten.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer hÃ¶heren Rente an die
KlÃ¤gerin unter BerÃ¼cksichtigung weiterer Kindererziehungszeiten streitig.

Die 1948 geborene, verheiratete KlÃ¤gerin war vom 1. April 1964 bis 30. September
1970 in der Bundesrepublik Deutschland versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Vom
1. Oktober 1970 bis 31. August 1975 lebte sie in GroÃ�britannien. Ausweislich der
Auskunft des Britischen RentenversicherungstrÃ¤gers war sie dort in der Zeit vom
9. November 1970 bis 6. Juni 1971 insgesamt zehn Wochen versicherungspflichtig
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beschÃ¤ftigt. Am 28. November 1970 heiratete sie den Beigeladenen.

Vom 2. Februar 1976 bis 31. Mai 1976 war die KlÃ¤gerin erneut in der
Bundesrepublik Deutschland versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Am 1977 wurde
ihre Tochter C., am 1980 ihr Sohn C. geboren. Vom 16. November 1980 bis zum 30.
September 1985 lebte die KlÃ¤gerin mit ihrer Familie in Frankreich. In dieser Zeit
Ã¼bte sie keine BeschÃ¤ftigung aus. Danach kehrte sie mit ihrer Familie in die
Bundesrepublik Deutschland zurÃ¼ck und war hier erneut in der Zeit vom 1.
September 1990 bis zum 31. Mai 2008 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.

Auf ihren Antrag auf KontenklÃ¤rung und auf Feststellung von Zeiten der
Kindererziehung vom 12. Februar 1990, in welchem die KlÃ¤gerin einen
Auslandsaufenthalt in Frankreich nicht angegeben hatte, stellte der Beklagte mit
Vormerkungsbescheid vom 22. MÃ¤rz 1990 die bis zum 31. Dezember 1983
zurÃ¼ckgelegten Zeiten fest und berÃ¼cksichtigte hierbei fÃ¼r das Kind C. die Zeit
vom 1. April 1977 bis 31. MÃ¤rz 1978 und fÃ¼r das Kind C. die Zeit vom 1. Juli 1980
bis 30. Juni 1981 als Versicherungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung
wegen Kindererziehung.

Am 6. MÃ¤rz 2003 stellte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten den Antrag auf
Feststellung von Kinderziehungszeiten/BerÃ¼cksichtigungszeiten wegen
Kindererziehung und gab hierbei an, ihre Kinder von Dezember 1980 bis 1985 in
Frankreich erzogen zu haben.

Auf Anfrage der Beklagten teilte der Arbeitgeber des zum Verfahren beigeladenen
Ehemanns der KlÃ¤gerin mit (Schreiben vom 2. September 2003 und 18. September
2003), dieser sei in der Zeit von Oktober 1980 bis September 1985 zur
Tochtergesellschaft in Frankreich versetzt worden. WÃ¤hrend der Dauer des
Einsatzes habe ein ruhendes ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem Arbeitgeber in Deutschland
und ein aktives ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der Auslandstochtergesellschaft bestanden.
Bei dem Einsatz sei von einer Befristung bzw. einer vorÃ¼bergehenden
BeschÃ¤ftigung ausgegangen worden. Die betriebliche Altersversorgung sei
wÃ¤hrend des Auslandseinsatzes aufrechterhalten worden. Aufgrund des ruhenden
ArbeitsverhÃ¤ltnisses habe der Ehemann der KlÃ¤gerin das Recht gehabt, nach der
RÃ¼ckkehr erneut einen Arbeitsplatz in Deutschland zu erhalten. Ein RÃ¼ckrufrecht
und eine zeitliche Befristung der AuslandstÃ¤tigkeit seien schriftlich nicht vereinbart
worden, jedoch seien beide Parteien davon ausgegangen, dass spÃ¤testens zur
Schulpflicht der Kinder die Familie wieder nach Deutschland zurÃ¼ckkehre.

Mit Schreiben vom 14. Oktober 2003 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, der
Bescheid vom 22. MÃ¤rz 1990 sei insoweit rechtswidrig, als die Zeit vom 1.
Dezember 1980 bis 30. Juni 1981 als Erziehungszeit fÃ¼r die Erziehung des Sohnes
C. anerkannt worden sei. Eine RÃ¼cknahme des Bescheides sei aus FristgrÃ¼nden
jedoch nicht mehr mÃ¶glich. Die rechtswidrig anerkannten Zeiten wÃ¼rden bei
kÃ¼nftigen LeistungsansprÃ¼chen berÃ¼cksichtigt. Die sich daraus ergebende
hÃ¶here Rente werde solange unverÃ¤ndert gezahlt, bis die aus den eigentlich zu
berÃ¼cksichtigenden Zeiten berechnete niedrigere Rente infolge der
Rentenanpassungen diesen Betrag erreiche.
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Mit Bescheid vom 19. November 2003 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, die Zeit
vom 1. Juli 1980 bis 30. Juni 1981 werde als Kindererziehungszeit fÃ¼r den Sohn C.
anerkannt. Mit Vormerkungsbescheid gleichfalls vom 19. November 2003 stellte der
Beklagte nach Â§ 149 Abs. 5 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) die Zeiten
bis 31. Dezember 1996 verbindlich fest. Hierbei wurde u.a. die Zeit vom 1. Juli 1980
bis 30. Juni 1981 als Pflichtbeitragszeit fÃ¼r Kindererziehung festgestellt.

Mit Bescheid vom 28. November 2008 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin auf
deren Antrag Altersrente fÃ¼r Frauen ab dem 1. Juni 2008. Hierbei
berÃ¼cksichtigte sie fÃ¼r das Kind C. Pflichtbeitragszeiten fÃ¼r Kindererziehung
lediglich fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 1980 bis 30. November 1980 (nicht jedoch fÃ¼r
die Zeit vom 1. Dezember 1980 bis 30. Juni 1981). Die Beitragszeiten in
GroÃ�britannien wurden als Kleinstzeiten mit 0,1719 Entgeltpunkten bewertet.
Dieser Bescheid wurde bestandskrÃ¤ftig.

Am 5. Februar 2014 stellte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten im Hinblick auf das
Gesetz Ã¼ber Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung
(RV-Leistungsverbesserungs-Gesetz) vom 23. Juni 2014 den Antrag auf erhÃ¶hte
rentenrechtliche Bewertung der Kindererziehungszeiten.

Mit Bescheid vom 18. September 2014 stellte die Beklagte die Altersrente fÃ¼r
Frauen der KlÃ¤gerin ab 1. Juli 2014 neu fest unter BerÃ¼cksichtigung eines
Zuschlags an persÃ¶nlichen Entgeltpunkten (PEP) fÃ¼r Kindererziehung fÃ¼r ein
Kind von 1,0000. Eine innerstaatliche Berechnung ergebe 15,5092 persÃ¶nliche
Entgeltpunkte (darin 2,1612 PEP fÃ¼r Kindererziehungszeiten), eine
zwischenstaatliche Berechnung ergebe 14,6486 persÃ¶nliche Entgeltpunkte (darin
1,1612 PEP fÃ¼r Kindererziehungszeiten). Die Zeit vom 1. Dezember 1980 bis 30.
Juni 1981 wurde nicht als Kindererziehungszeit berÃ¼cksichtigt. Dieser Bescheid
wurde bestandskrÃ¤ftig.

Mit weiterem Rentenbescheid vom 2. Januar 2015 stellte die Beklagte die
Altersrente fÃ¼r Frauen der KlÃ¤gerin ab dem 1. Januar 2015 neu fest.

Mit Schreiben vom 16. Februar 2015, bei der Beklagten am 17. Februar 2015
eingegangen, beantragte die KlÃ¤gerin die Ã�berprÃ¼fung der Rentenbescheide
vom 28. November 2008, 18. September 2014 und 2. Januar 2015 im Hinblick auf
die BerÃ¼cksichtigung von Erziehungszeiten fÃ¼r ihren Sohn C â�¦

Mit Bescheid vom 19. Juni 2015 lehnte die Beklagte den Ã�berprÃ¼fungsantrag ab.
Weder die KlÃ¤gerin noch ihr Ehemann hÃ¤tten wÃ¤hrend der Zeit ab 1. Dezember
1980 im Ausland PflichtbeitrÃ¤ge entrichtet. Auch habe ein sogenanntes Rumpf-
ArbeitsverhÃ¤ltnis des Ehemannes zu seinem Arbeitgeber in Deutschland nicht
vorgelegen, da der Aufenthalt nicht eindeutig befristet gewesen sei und eine
schriftliche Befristung bzw. ein RÃ¼ckrufrecht nicht vereinbart gewesen seien. Den
hiergegen erhobenen Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 25. November 2015, auf den Bezug genommen wird, zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 17. Dezember 2015 Klage zum Sozialgericht Ulm
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(SG) erhoben.

Mit Urteil vom 27. August 2018 hat das SG den Bescheid der Beklagten vom 19. Juni
2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25. November 2015
aufgehoben und die Beklagte verpflichtet, die Bescheide vom 28. November 2008,
18. September 2014 und 2. Januar 2015 abzuÃ¤ndern und der KlÃ¤gerin eine
hÃ¶here Rente unter BerÃ¼cksichtigung von weiteren Erziehungszeiten als
Pflichtbeitragszeiten fÃ¼r die Zeit vom 1. Dezember 1980 bis 30. Juni 1981 ab 1.
Januar 2011 zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat das SG ausgefÃ¼hrt, die
Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung von Kindererziehungszeiten nach Â§ 56
SGB VI lÃ¤gen zwar nicht vor. Die Anerkennung einer Kindererziehungszeit setze
nach Â§ 56 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB VI u.a. voraus, dass die Erziehung im Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland erfolgt sei oder einer solchen gleichstehe. Die
Erziehung des Sohnes C. im streitigen Zeitraum sei nicht in der Bundesrepublik
Deutschland erfolgt. Sie stehe einer solchen auch nicht gleich. Nach Â§ 56 Abs. 3
Satz 2 und 3 SGB VI stehe einer Erziehung im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland gleich, wenn der erziehende Elternteil sich mit seinem Kind im Ausland
gewÃ¶hnlich aufgehalten habe und wÃ¤hrend der Erziehung oder unmittelbar vor
der Geburt des Kindes wegen einer dort ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung oder
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit Pflichtbeitragszeiten habe. Dies gelte bei einem
gemeinsamen Aufenthalt von Ehegatten oder Lebenspartnern im Ausland auch,
wenn der Ehegatte oder Lebenspartner des erziehenden Elternteils solche
Pflichtbeitragszeiten habe oder nur deshalb nicht habe, weil er zu den in Â§ 5 Abs. 1
und 4 SGB VI genannten Personen gehÃ¶rt habe oder von der Versicherungspflicht
befreit gewesen sei. Die KlÃ¤gerin habe weder direkt vor der Geburt des Kindes C.
noch wÃ¤hrend dessen Erziehung Pflichtbeitragszeiten gehabt. Auch ihr Ehemann
habe fÃ¼r die TÃ¤tigkeit in Frankreich keine Beitragszeiten in Deutschland
zurÃ¼ckgelegt. Es habe auch in der Person ihres Ehegatten keine hinreichenden
AnknÃ¼pfungen an das inlÃ¤ndische Arbeits- und Erwerbsleben bestanden.
Insbesondere habe kein sogenanntes RumpfarbeitsverhÃ¤ltnis zum inlÃ¤ndischen
Arbeitgeber vorgelegen. Ein solches liege dann vor, wenn das inlÃ¤ndische
ArbeitsverhÃ¤ltnis fÃ¼r die Dauer der AuslandsbeschÃ¤ftigung teilweise â�� etwa
im Blick auf die Hauptpflichten (Arbeitsleistung/Zahlung von Arbeitsentgelt) â��
zum Ruhen gebracht werde, aber aus ihm auch wÃ¤hrend der
AuslandsbeschÃ¤ftigung noch wechselseitige Rechte und Pflichten erwachsen
wÃ¼rden. DarÃ¼ber hinaus mÃ¼sse die AuslandsbeschÃ¤ftigung von vornherein
zeitlich durch Vertrag begrenzt sein und das inlÃ¤ndische
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nach Beendigung der AuslandsbeschÃ¤ftigung auch mit
den Hauptpflichten in vollem Umfang wieder aufleben. Vorliegend fehle es bereits
an einer von vornherein vereinbarten zeitlichen Befristung der TÃ¤tigkeit im
Ausland. Eine Gleichstellung der Kindererziehung im Ausland mit einer solchen im
Inland habe vorliegend jedoch auf europarechtlicher Grundlange zu erfolgen.
MaÃ�geblich sei die im Zeitpunkt des Erlasses des Bescheides vom 28. November
2008 maÃ�gebende Sach- und Rechtslage, so dass vorliegend nicht die mit Wirkung
zum 1. Mai 2010 in Kraft getretene Verordnung Nr. 987/2009 des EuropÃ¤ischen
Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der
ModalitÃ¤ten fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 Ã¼ber
die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (VO (EG) Nr. 987/2009),
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sondern die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren
Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern (VO (EWG) Nr.
1408/71), anzuwenden sei. Abzustellen sei nÃ¤mlich auf die erstmalige Feststellung
der Kindererziehungszeiten im Jahr 2008. Die VO (EWG) 1408/71 enthalte selbst
keine speziellen Regelungen zur Anrechnung von in einem anderen Mitgliedstaat
zurÃ¼ckgelegten Kindererziehungszeiten im Rahmen einer Altersrente. Deshalb
seien die Regelungen des Deutschen Rechts â�� entsprechend den Vorgaben des
EuropÃ¤ischen Gerichtshofs (EuGH, Urteil vom 19. Juli 2012 â�� C-522/10 â�� juris
Rdnrn. 30, 33) am MaÃ�stab des Artikel 21 des Vertrags Ã¼ber die Arbeitsweise der
EuropÃ¤ischen Union (AEUV) zu messen. Nach der Rechtsprechung des EuGH (Urteil
vom 19. Juli 2012 â�� C-522/10 â�� juris, Rdnr. 32) kÃ¶nne der Anspruch auf
Anrechnung von Kindererziehungszeiten nur auf den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats beruhen, dessen Recht die betroffene Person bei Geburt des Kindes
unterlegen habe. Selbst fÃ¼r den Fall, dass der hier noch nicht anwendbare Artikel
13 Abs. 2 Buchst. f der VO (EWG) 1408/71 gelten sollte, sei die Bestimmung in dem
Fall nicht relevant, in dem eine Person ausschlieÃ�lich in ein und demselben
Mitgliedstaat gearbeitet und BeitrÃ¤ge gezahlt habe, und zwar sowohl vor als auch
nach der vorÃ¼bergehenden Verlegung ihres Wohnsitzes aus rein familiÃ¤ren
GrÃ¼nden in einen anderen Mitgliedstaat, in dem sie zu keiner Zeit gearbeitet oder
BeitrÃ¤ge gezahlt habe, da dann davon auszugehen sei, dass zwischen den
Kindererziehungszeiten und den Versicherungszeiten, die aufgrund einer
BerufstÃ¤tigkeit im ersten Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegt worden seien, eine
hinreichende Verbindung bestehe. Bei der Geburt des Kindes C. habe die KlÃ¤gerin
deutschem Recht unterlegen. Sie habe ihren Wohnsitz aus rein familiÃ¤ren
GrÃ¼nden, nÃ¤mlich wegen der BerufstÃ¤tigkeit ihres Mannes, nach Frankreich
verlegt und dort keine BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt oder BeitrÃ¤ge gezahlt, sondern
allein ihre Kinder erzogen. Sie habe zwar nicht ausschlieÃ�lich Beitragszeiten in
Deutschland zurÃ¼ckgelegt, da sie auch drei Monate aus einer BeschÃ¤ftigung in
GroÃ�britannien angerechnet bekomme. Eine solche kurzfristige BeschÃ¤ftigung
mit Zahlung von BeitrÃ¤gen fÃ¼hre aber nicht zwangslÃ¤ufig dazu, dass die vom
EuGH geforderte hinreichende Verbindung zwischen den in Deutschland
zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten und den in Frankreich zurÃ¼ckgelegten
Kindererziehungszeiten entfalle. Eine solche hinreichende Verbindung sei vielmehr
auch dann noch anzunehmen, wenn sich die im Ausland erworbenen Zeiten als
Ã¤uÃ�erst geringfÃ¼gig im VerhÃ¤ltnis zu den Ã¼brigen erworbenen
Versicherungszeiten verhalte, also klar erkennbar sei, dass der Ã¼berwiegende
Schwerpunkt in Deutschland liege. Dies gelte umso mehr, wenn die BeschÃ¤ftigung
nicht in dem Land erfolgt sei, in dem die Kinder erzogen worden seien, sondern in
einem weiteren Land. GegenÃ¼ber drei Monaten Pflichtbeitragszeiten in
GroÃ�britannien habe die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 1. April 1964 bis 30. September
1970, 2. Februar 1976 bis 31. Mai 1976 und September 1990 bis 31. Mai 2008
Pflichtbeitragszeiten in Deutschland zurÃ¼ckgelegt. SchlieÃ�lich sei auch zu
berÃ¼cksichtigen, dass die beiden Kinder in Deutschland geboren seien, was auch
als ein Indiz fÃ¼r den Bezug zu Deutschland anzusehen sei. Diesem Ergebnis stehe
die Rechtsprechung des Landessozialgerichts (LSG) Berlin-Brandenburg (Urteil vom
21. September 2017 â�� L 2 R 640/13 â�� juris) nicht entgegen, da sich der dortige
Sachverhalt von dem vorliegenden insoweit unterscheide, als dort nach der Geburt
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des Kindes keine BeitrÃ¤ge mehr zur Deutschen Rentenversicherung, sondern
vielmehr zur Rentenversicherung des Drittstaates entrichtet worden seien.

Gegen das ihr am 1. Oktober 2018 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 25.
Oktober 2018 Berufung beim LSG Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt. Sie trÃ¤gt vor,
unstreitig sei, dass die Anrechnungsvoraussetzungen fÃ¼r die in Rede stehenden
Zeiten weder nach innerstaatlichem noch nach Ã¼berstaatlichem Recht erfÃ¼llt
seien. Denn im streitbefangenen Zeitraum seien fÃ¼r die KlÃ¤gerin oder ihren
Ehegatten keine PflichtbeitrÃ¤ge zur Deutschen Rentenversicherung fÃ¼r eine im
Ausland ausgeÃ¼bte ErwerbstÃ¤tigkeit gezahlt worden (Â§ 56 Abs. 3 SÃ¤tze 2 und
3 SGB VI). AuÃ�erdem hÃ¤tten wÃ¤hrend der Erziehungszeit in Frankreich fÃ¼r die
KlÃ¤gerin nicht die deutschen Rechtsvorschriften aufgrund der AusÃ¼bung einer
ErwerbstÃ¤tigkeit (Art. 5 VO (EG) Nr. 883/2004) gegolten, womit der Sachverhalt
Kindererziehung in Frankreich nicht einer Erziehung in Deutschland gleichgestellt
werden kÃ¶nne. Die Stichtagsvoraussetzung des Art. 44 Abs. 2 VO (EG) Nr.
987/2009 sei ebenfalls nicht erfÃ¼llt, weil die KlÃ¤gerin ihre letzte
ErwerbstÃ¤tigkeit in Deutschland bereits Jahre vor der Geburt ihrer Kinder C. und C.
beendet gehabt habe. Zudem schlieÃ�e die zuletzt vor der Geburt der Kinder in
GroÃ�britannien ausgeÃ¼bte ErwerbstÃ¤tigkeit die Anwendung des Art. 44 VO (EG)
Nr. 987/2009 von vornherein aus (Art. 44 Abs. 3 VO (EG) Nr. 987/2009). Entgegen
dem angefochtenen Urteil seien die in Frankreich zurÃ¼ckgelegten
Erziehungszeiten auch nicht im Rahmen einer europarechtskonformen Auslegung
des Â§ 56 SGB VI so zu berÃ¼cksichtigen, als ob sie im Inland zurÃ¼ckgelegt
worden wÃ¤ren. Zwar hÃ¤tten sich die deutschen RentenversicherungstrÃ¤ger
darauf verstÃ¤ndigt, Kindererziehungszeiten in europarechtskonformer Auslegung
des Â§ 56 SGB VI in Verbindung mit dem EuGH-Urteil vom 19. Juli 2012 in der
Rechtssache C-522/10 zu berÃ¼cksichtigen. Dem liege jedoch ein anderer
Sachverhalt zugrunde, der mit dem hiesigen nicht vergleichbar sei. Den bisherigen
Entscheidungen des EuGH zu der Frage, welcher Mitgliedstaat nachrangig fÃ¼r die
Anrechnung von in einem anderen Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegten Erziehungszeiten
zustÃ¤ndig sei, wenn der Staat, in dem die Erziehung erfolgt sei, seinerseits diese
Erziehungszeiten nicht anrechne, lÃ¤ge ein insoweit vergleichbarer Sachverhalt
zugrunde, als die dortigen KlÃ¤gerinnen Versicherungszeiten in nur einem
Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegt hÃ¤tten und der Mitgliedstaat, in dem die strittigen
Erziehungszeiten zurÃ¼ckgelegt worden seien, seinerseits Erziehungszeiten nicht
berÃ¼cksichtige. In dieser Konstellation habe der EuGH (rein kollisionsrechtlich)
festgestellt, dass die ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Anrechnung von Erziehungszeiten in
den BeschÃ¤ftigungsstaat falle, denn zwischen diesen (in einem einzigen
Mitgliedstaat) zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten und den
Kindererziehungszeiten lieÃ�e sich eine enge Verbindung herstellen. Im Fall der
KlÃ¤gerin sei dagegen zu berÃ¼cksichtigen, dass sie vor der Geburt ihrer Kinder C.
und C. auch britische Beitragszeiten zurÃ¼ckgelegt habe. Es sei fraglich, weshalb
im Fall der KlÃ¤gerin nicht die vor der Geburt von C. und C. aufgrund einer
ErwerbstÃ¤tigkeit geltenden britischen Rechtsvorschriften fortgÃ¤lten und damit
eine enge Verbindung zu den britischen Versicherungszeiten geknÃ¼pft werden
sollte. Hierbei sei es kollisionsrechtlich unerheblich, dass diese britischen Zeiten als
Ã¤uÃ�erst geringfÃ¼gig zu den in Deutschland zurÃ¼ckgelegten
Versicherungszeiten seien. Denn das europÃ¤ische Kollisionsrecht (Art. 13 ff. VO
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(EWG) Nr. 1408/71 bzw. Art. 11 ff. VO (EG) Nr. 883/2004) stelle fÃ¼r die Festlegung
des anwendbaren Rechts nicht darauf ab, ob sich eine ErwerbstÃ¤tigkeit in einem
Mitgliedstaat als Ã¤uÃ�erst geringfÃ¼gig gegenÃ¼ber den im Ã¼brigen
Versicherungsleben zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten verhalte. GrundsÃ¤tzlich
lÃ¶se also selbst eine im Umfang von beispielsweise nur einem Tag ausgeÃ¼bte
ErwerbstÃ¤tigkeit die ZustÃ¤ndigkeit des betreffenden Mitgliedstaats aus. Diese
Versicherungszeit von einem Tag wÃ¤re beispielsweise wiederum ausreichend, um
die Anrechnung von Kindererziehungszeiten nach MaÃ�gabe des Art. 44 VO (EG) Nr.
987/2009 zu begrÃ¼nden und zwar selbst fÃ¼r den Fall, dass auÃ�er diesem
Beitragstag beispielsweise 40 Versicherungsjahre in einem anderen Mitgliedstaat
zurÃ¼ckgelegt worden seien. Das Kriterium "geringer Umfang" wÃ¤re auch dann
nicht zielfÃ¼hrend, wenn in mehreren Mitgliedstaaten nur jeweils
Versicherungszeiten in "geringem Umfang" zurÃ¼ckgelegt worden seien, weil dann
offen bliebe, welcher dieser Mitgliedstaaten fÃ¼r die Anrechnung von
Erziehungszeiten zustÃ¤ndig sei. Deshalb sei auch ein Verweis auf die Regelung des
Art. 57 VO (EG) Nr. 883/2004 (sog. Kleinstzeitenregelung fÃ¼r Versicherungszeiten
unter einem Jahr) nicht geeignet, eine Verpflichtung der Beklagten zu begrÃ¼nden.
Denn die AuÃ�erachtlassung von Kleinstzeiten nach Art. 57 VO (EG) Nr. 883/2004
bei der Frage, welcher Staat fÃ¼r die Anrechnung von Erziehungszeiten zustÃ¤ndig
sei, wÃ¼rde zu keinem Ergebnis fÃ¼hren, wenn z.B. die Wartezeit fÃ¼r eine
Leistung nur unter Zusammenrechnung von Kleinstzeiten in jeweils allen beteiligten
Mitgliedstaaten erfÃ¼llt wÃ¤re und jeder dieser Mitgliedstaaten die ZustÃ¤ndigkeit
fÃ¼r die Anrechnung von Kindererziehungszeiten mit dem Hinweis zurÃ¼ckweisen
wÃ¼rde, dass in seinem System nur Kleinstzeiten anrechenbar seien. Auf den
Umfang der in einem (weiteren) Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeit
kÃ¶nne auch deshalb nicht abgestellt werden, weil eine rentenrechtliche
MehrfachberÃ¼cksichtigung der Erziehung ein und desselben Kindes durch
verschiedene Mitgliedstaaten lediglich durch die Art. 5 VO (EG) Nr. 883/2004 und
Art. 44 VO (EG) Nr. 987/2009 ausgeschlossen werde, die jeweils den fÃ¼r die
Anrechnung zustÃ¤ndigen (einen) Mitgliedstaat festlegten. Da der Sachverhalt
"Kindererziehung" grundsÃ¤tzlich in allen Anwenderstaaten des Europarechts (mit
Ausnahme von DÃ¤nemark) rentenrechtlich relevant sei, bedÃ¼rfe es fÃ¼r die
Frage der Anrechnung von Kindererziehungszeiten auÃ�erhalb der zuvor genannten
Regelungen einer Koordinierung fÃ¼r den Fall, dass, wie im Falle der KlÃ¤gerin,
mehrere Mitgliedstaaten zustÃ¤ndig seien, um die mehrfache BerÃ¼cksichtigung
der Kindererziehungszeiten, die nach Art. 11 Abs. 1 VO (EG) Nr. 883/2004 (davor
Art. 13 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 1408/71) ausgeschlossen sei, zu vermeiden. Ein
RÃ¼ckgriff auf die Entscheidung des EuGH in der Rechtssache C-522/10 sei
jedenfalls vor dem Hintergrund der aufgrund der britischen Versicherungszeiten der
KlÃ¤gerin unterschiedlichen Sachlage weder sachlich noch rechtlich gerechtfertigt
und damit nicht mÃ¶glich.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 27. August 2018 aufzuheben und die Klage
abzuweisen, hilfsweise das anhÃ¤ngige Verfahren auszusetzen und die Rechtsfrage
im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 267 AEUV dem EuGH
vorzulegen.
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Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Die Beklagte fÃ¼hre in der
BerufungsbegrÃ¼ndung erneut Art. 44 VO (EG) Nr. 987/2009 an, obwohl diese
Verordnung vorliegend nicht anwendbar sei, sondern die VO (EWG) 1408/71. Nach
Art. 13 Abs. 1 Satz 1 VO (EWG) 1408/71 unterlÃ¤gen Personen den
Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaates. In Art. 13 Abs. 3 Buchst. a VO (EWG)
1408/71 sei geregelt, dass eine Person, die im Gebiet eines Mitgliedstaats
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt sei, den Rechtsvorschriften dieses Staates unterliege, und
zwar auch dann, wenn sie im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates wohne. Der
EuGH habe im Urteil vom 7. Februar 2001 â�� C-28/00 â�� die Anwendung von Art.
13 Abs. 2 Buchst. a VO (EWG) 1408/71 bejaht, wenn eine hinreichende Verbindung
zum BeschÃ¤ftigungsstaat hergestellt werden kÃ¶nne, auch fÃ¼r den Fall, dass â��
wie vorliegend â�� die BeschÃ¤ftigung schon einige Zeit vor der Geburt des Kindes
aufgegeben worden sei. Danach unterlÃ¤gen die Kindererziehungszeiten nicht dem
Recht des Staates, in dem die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend der streitigen Zeit gewohnt habe
(hier: Frankreich). Es sei zwar zutreffend, dass die Sachverhalte der drei
einschlÃ¤gigen Urteile des EuGH (Urteil vom 23. November 2000 â�� C-135/99 -;
Urteil vom 7. Februar 2002 â�� C-28/00 â�� und Urteil vom 19. Juli 2012 â�� 
C-522/10 -) dadurch gekennzeichnet seien, dass die KlÃ¤gerinnen der dortigen
Verfahren Versicherungszeiten nur in einem Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegt hÃ¤tten,
wogegen die KlÃ¤gerin vorliegend neben den Versicherungszeiten in Deutschland
auch solche in GroÃ�britannien zurÃ¼ckgelegt habe. Die Beklagte verkenne jedoch,
dass die KlÃ¤gerin vor der Geburt der Kinder C. und C. zuletzt nicht britische
Beitragszeiten, sondern deutsche Beitragszeiten zurÃ¼ckgelegt habe. Der letzte
BeschÃ¤ftigungsstaat vor Geburt der Kinder sei also Deutschland und nicht
GroÃ�britannien gewesen. Eine hinreichende Verbindung zu Deutschland ergebe
sich auch daraus, dass beide Kinder in Deutschland geboren seien. Im Ã�brigen
bestimme Art. 48 VO (EWG) Nr. 1408/71, dass der TrÃ¤ger eines Mitgliedstaates
nicht verpflichtet sei, Leistungen aus Zeiten zu gewÃ¤hren, die nach den von ihm
angewendeten Rechtsvorschriften zurÃ¼ckgelegt worden seien und im Zeitpunkt
des Versicherungsfalls zu berÃ¼cksichtigen seien, wenn die Dauer dieser Zeiten
weniger als ein Jahr betrage. Diese Zeiten seien vom zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger des
anderen Mitgliedstaates (hier: der Beklagten) zu berÃ¼cksichtigen. Bereits mit
dieser Regelung komme die hinreichende Verbindung zum ersten Mitgliedstaat
(hier: Deutschland) zum Ausdruck. Die kurzfristige AuslandsbeschÃ¤ftigung
lÃ¤ngere Zeit vor Geburt der Kinder kÃ¶nne hier nicht zu einem Statuswechsel
fÃ¼hren.

Mit Beschluss vom 25. Juni 2019 ist der Ehemann der KlÃ¤gerin gem. Â§ 75 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zum Verfahren beigeladen worden. Die KlÃ¤gerin und
der Beigeladene haben vorgetragen (ErklÃ¤rung vom 27. Juli 2019), in der Zeit vom
16. November 1980 bis 1985 hÃ¤tten sie ein Haus in L â�¦/Frankreich gemietet. Der
Beigeladene sei montags bis freitags von 7:30 Uhr bis 19:30 Uhr auÃ�er Haus bei
der Arbeit gewesen. In dieser Zeit habe die KlÃ¤gerin die Kinder versorgt und
betreut. Am Abend habe der Beigeladene die Kinder kurz gesehen und ins Bett
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gebracht. Die Wochenenden und Urlaube seien gemeinsam verbracht worden. Eine
Erziehung durch dritte Personen habe nicht stattgefunden. Der Beigeladene hat
keinen Antrag gestellt.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Beklagtenakten
sowie der Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge, welche Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung waren, ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten hat in der Sache keinen Erfolg.

1. Die nach Â§ 143 SGG statthafte und gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und
fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig. Sie bedurfte
insbesondere nicht der Zulassung, denn streitig sind laufende Leistungen fÃ¼r
mehr als ein Jahr (Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG).

2. Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 19. Juni 2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 25. November 2015 (Â§ 95 SGG), mit dem die Beklagte
die Ã�nderung der Bescheide vom 28. November 2008, 18. September 2014 und 2.
Januar 2015 sowie die GewÃ¤hrung einer hÃ¶heren Rente ab 1. Januar 2011 unter
BerÃ¼cksichtigung von weiteren Erziehungszeiten vom 1. Dezember 1980 bis 30.
Juni 1981 als Pflichtbeitragszeiten abgelehnt hat. Dieses Begehren verfolgt die
KlÃ¤gerin zutreffend im Wege der kombinierten Anfechtungs-, Verpflichtungs- und
Leistungsklage (Â§Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 4, 56 SGG; vgl.
Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 28. Februar 2013 â�� B 8 SO 4/12 R â�� juris
Rdnr. 9).

3. Die Berufung der Beklagten ist nicht begrÃ¼ndet.

Verfahrensrechtliche Grundlage fÃ¼r das Ã�berprÃ¼fungsbegehren der KlÃ¤gerin
ist Â§ 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X). Hiernach ist, soweit sich im
Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig
angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als
unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
worden sind, der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen (Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Ist
ein Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen
worden, werden Sozialleistungen nach den Vorschriften der besonderen Teile dieses
Gesetzbuches lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der
RÃ¼cknahme erbracht. Dabei wird der Zeitpunkt der RÃ¼cknahme von Beginn des
Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt zugenommen wird. Erfolgt die
RÃ¼cknahme auf Antrag, tritt bei der Berechnung des Zeitraumes, fÃ¼r den
rÃ¼ckwirkend Leistungen zu erbringen sind, anstelle der RÃ¼cknahme der Antrag
(Â§ 44 Abs. 4 Satz 3 SGB X).

Die 1948 geborene KlÃ¤gerin hat in der danach streitigen Zeit â�� der
Ã�berprÃ¼fungsantrag wurde am 17. Februar 2015 gestellt â�� ab dem 1. Januar

                             9 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/95.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/56.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%204/12%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html


 

2011 einen Anspruch auf (hÃ¶here) vorzeitige Altersrente fÃ¼r Frauen aus der
gesetzlichen Rentenversicherung. Die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung einer Rente gem. Â§ 237a SGB VI lagen vor, denn die KlÃ¤gerin ist vor
dem 1. Januar 1952 geboren, hatte das 60. Lebensjahr vollendet, hatte nach
Vollendung des 40. Lebensjahres mehr als zehn Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit (vom 1. September 1990 bis 31. Mai
2008) sowie die Wartezeit von 15 Jahren erfÃ¼llt.

a. Die Zeit vom 1. Dezember 1980 bis zum 30. Juni 1981 ist bei der KlÃ¤gerin als
Kindererziehungszeit zu berÃ¼cksichtigen. Kinderziehungszeiten sind Zeiten der
Erziehung eines Kindes in dessen ersten drei Lebensjahren, bei Geburten â�� wie
hier â�� vor dem 1. Januar 1992 in den ersten zwÃ¶lf Kalendermonaten nach Ablauf
des Monats der Geburt (Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Â§ 249 Abs. 1 SGB VI a.F.; Â§ 249
Abs. 8 i.v.m. Â§ 307d SGB VI (in der Fassung des RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes)). FÃ¼r einen Elternteil (Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
und Abs. 3 Nr. 2 und 3 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I)) wird gem. Â§ 56 Abs.
1 Satz 2 SGB VI eine Kindererziehungszeit angerechnet, wenn 1. die Erziehungszeit
diesem Elternteil zuzuordnen ist, 2. die Erziehung im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland erfolgt ist oder einer solchen gleichsteht und 3. der Elternteil nicht von
der Anrechnung ausgeschlossen ist.

b. Bei der KlÃ¤gerin liegt keiner der in Â§ 56 Abs. 4 SGB VI aufgefÃ¼hrten
TatbestÃ¤nde vor, nach denen ein Elternteil von der Anrechnung ausgeschlossen
ist.

c. Die streitige Erziehungszeit ist der KlÃ¤gerin zuzuordnen. GemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 2
Satz 1 SGB VI ist eine Erziehungszeit dem Elternteil zuzuordnen, der sein Kind
erzogen hat. Haben mehrere Elternteile das Kind gemeinsam erzogen, wird nach Â§
56 Abs. 2 Satz 2 SGB VI die Erziehungszeit einem Elternteil zugeordnet. Haben sie
ihr Kind gemeinsam erzogen, kÃ¶nnen sie durch eine Ã¼bereinstimmende
ErklÃ¤rung bestimmen, welchem Elternteil sie zuzuordnen ist (Â§ 56 Abs. 2 Satz 3
SGB VI). Haben die Eltern â�� wie vorliegend â�� eine Ã¼bereinstimmende
ErklÃ¤rung nicht abgegeben, so ist die Erziehungszeit nach Â§ 56 Abs. 2 Satz 8 SGB
VI der Mutter zuzuordnen. Haben mehrere Elternteile das Kind erzogen, ist die
Erziehungszeit demjenigen zuzuordnen, der das Kind Ã¼berwiegend erzogen hat,
soweit sich aus Satz 3 (Ã¼bereinstimmende ErklÃ¤rung) nicht etwas anderes ergibt
(Â§ 56 Abs. 2 Satz 9 SGB VI). Ã�berwiegend erzieht ein Elternteil, in dessen
Haushalt sich das Kind vorwiegend aufhÃ¤lt oder der sich in grÃ¶Ã�erem zeitlichem
Umfang des Kindes annimmt; unerheblich ist hingegen, welcher Elternteil den
erzieherisch grÃ¶Ã�eren Einfluss ausÃ¼bt (BSG SozR 4-2600 Â§ 56 Nr. 5 â�� Rdnr.
15). Der Beigeladene war in der streitigen Zeit an Werktagen von 7:30 Uhr bis 19:30
Uhr auÃ�er Haus und ging seiner Arbeit nach. In dieser Zeit wurde der Sohn C.
allein von der KlÃ¤gerin versorgt und betreut. Nur jeweils am Abend erfolgte ein
kurzer Kontakt des Sohnes mit dem Beigeladenen, der diesen auch zu Bett brachte.
An den Wochenenden und in den Urlauben, die jeweils gemeinsam verbracht
worden sind, teilten sich die Eltern die Erziehung des Sohnes C â�¦ Eine Erziehung
durch dritte Personen fand nicht statt. Der Senat stÃ¼tzt sich hierbei auf die
ErklÃ¤rung der KlÃ¤gerin und des Beigeladenen vom 27. Juli 2019, die in sich
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schlÃ¼ssig ist, mit den sonst vorliegenden Unterlagen Ã¼bereinstimmt und die der
Senat fÃ¼r zutreffend erachtet. Damit ist in der streitigen Zeit eine Ã¼berwiegende
Erziehung des Sohnes C. durch die KlÃ¤gerin erfolgt, die den weit Ã¼berwiegenden
Anteil der Erziehung wahrgenommen hat.

d. Allerdings ist die Erziehung in der streitigen Zeit nicht im Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland erfolgt. Eine Erziehung ist nach Â§ 56 Abs. 3 Satz 1
SGB VI im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland erfolgt, wenn der erziehende
Elternteil sich mit dem Kind dort gewÃ¶hnlich aufgehalten hat. Die KlÃ¤gerin hatte
jedoch ab dem 18. November 1980 mit ihren Kindern ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt (Â§ 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I) in Frankreich.

Die Erziehung des Sohnes C. in der Zeit vom 1. Dezember 1980 bis zum 30. Juni
1981 steht einer Erziehung im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland auch nicht
nach Â§ 56 Abs. 3 Satz 2 SGB VI gleich. Danach steht einer Erziehung im Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland gleich, wenn der erziehende Elternteil sich mit seinem
Kind im Ausland gewÃ¶hnlich aufgehalten hat und wÃ¤hrend der Erziehung oder
unmittelbar vor der Geburt des Kindes wegen einer dort ausgeÃ¼bten
BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit Pflichtbeitragszeiten hat. Dies gilt
nach Â§ 56 Abs. 3 Satz 3 SGB VI bei einem gemeinsamen Aufenthalt von Ehegatten
oder Lebenspartnern im Ausland auch, wenn der Ehegatte oder Lebenspartner des
erziehenden Elternteils solche Pflichtbeitragszeiten hat oder nur deshalb nicht hat,
weil er zu den in Â§ 5 Abs. 1 und 4 SGB VI genannten Personen gehÃ¶rte oder von
der Versicherungspflicht befreit war. Die KlÃ¤gerin hatte weder direkt vor der
Geburt des Kindes noch wÃ¤hrend der streitigen Zeiten entsprechende
Pflichtbeitragszeiten. Auch ihr Ehemann gehÃ¶rte nicht zu den in Â§ 5 Abs. 1 und 4
SGB VI genannten Personen, er war nicht von der Versicherungspflicht befreit, er
legte im streitigen Zeitraum keine Beitragszeiten in Deutschland zurÃ¼ck und es
bestand kein RumpfarbeitsverhÃ¤ltnis. Insoweit wird gem. Â§ 153 Abs. 2 SGG auf
die zutreffenden GrÃ¼nde des angefochtenen Urteils Bezug genommen.

e. Das SG hat jedoch zutreffend festgestellt, dass eine Gleichstellung der
Kindererziehungszeit im Ausland mit einer solchen im Inland auf europarechtlicher
Grundlage zu erfolgen hat. Dies folgt aus Art. 21 Abs. 1 AEUV. Danach hat jeder
UnionsbÃ¼rger das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich
der in den VertrÃ¤gen und in den DurchfÃ¼hrungsvorschriften vorgesehenen
BeschrÃ¤nkungen und Bedingungen frei zu bewegen und aufzuhalten. Eine
nationale Regelung, die bestimmte InlÃ¤nder allein deshalb benachteiligt, weil sie
von ihrem Recht Gebrauch gemacht haben, sich in einem anderen Mitgliedstaat frei
zu bewegen und aufzuhalten, fÃ¼hrt zu einer Ungleichbehandlung, die den
GrundsÃ¤tzen widerspricht, auf denen der Status eines UnionsbÃ¼rgers beruht,
nÃ¤mlich der Garantie der gleichen rechtlichen Behandlung bei der AusÃ¼bung
seiner FreizÃ¼gigkeit.

aa. Nach der Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 19. Juli 2012 â�� C-522/10 â��
juris Rdnrn. 24 ff.) ist die Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des EuropÃ¤ischen
Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der
ModalitÃ¤ten fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 Ã¼ber
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die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (VO (EG) Nr. 987/2009) auf
Sachverhalte vor Inkrafttreten der Verordnung am 1. Mai 2010 nicht anzuwenden.
MaÃ�geblich hierbei ist nicht der zu beurteilende Sachverhalt, sondern der
Zeitpunkt der Bescheiderteilung (EuGH, a.a.O, juris Rdnr. 27). Nach der
Rechtsprechung des BSG erfasst Art. 44 VO (EG) Nr. 987/2009 gem. Art. 87 Abs. 2
VO (EG) Nr. 883/2004 dagegen auch Versicherungssachverhalte vor dem
Inkrafttreten der Verordnung (BSG, Beschluss vom 11. April 2018 â�� B 5 R 12/17
BH â�� juris Rdnr. 8). Welcher Auffassung zu folgen ist, kann jedoch dahingestellt
bleiben, ebenso wie die Frage, ob unter Zugrundelegung der Rechtsprechung des
EuGH fÃ¼r die Anwendbarkeit des Art. 44 Abs. 2 VO (EG) Nr. 987/2009 auf den
Zeitpunkt des Erlasses der Rentenbescheide oder auf den erst am 19. Juni 2015
erlassenen Ã�berprÃ¼fungsbescheid abzustellen ist. Denn vorliegend ist auch die
Regelung in Art. 94 VO (EG) Nr. 987/2009 betreffend Art. 87 VO (EG) Nr. 883/2004
zu berÃ¼cksichtigen, welcher die Ã�bergangsvorschriften fÃ¼r Renten regelt und
dessen Abs. 1 folgenden Wortlaut hat: "(1) Ist der Versicherungsfall vor dem Datum
des Inkrafttretens der DurchfÃ¼hrungsverordnung im Hoheitsgebiet des
betreffenden Mitgliedstaats eingetreten, ohne dass vor diesem Zeitpunkt fÃ¼r den
Rentenantrag eine Feststellung erfolgt ist, und sind aufgrund dieses
Versicherungsfalls Leistungen fÃ¼r eine Zeitspanne vor diesem Zeitpunkt zu
gewÃ¤hren, so hat dieser Antrag eine doppelte Feststellung zur Folge, und zwar a)
fÃ¼r die Zeit vor dem Datum des Inkrafttretens der DurchfÃ¼hrungsverordnung im
Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats nach der Verordnung (EWG) Nr.
1408/71 beziehungsweise nach Vereinbarungen zwischen den betreffenden
Mitgliedstaaten sowie b) fÃ¼r die Zeit ab dem Datum des Inkrafttretens der
DurchfÃ¼hrungsverordnung im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats nach
der Grundverordnung. Ergibt sich jedoch bei der Berechnung nach Buchstabe a ein
hÃ¶herer Betrag als bei der Berechnung nach Buchstabe b, so erhÃ¤lt die
betreffende Person weiterhin den Betrag, der sich bei der Berechnung nach
Buchstabe a ergibt."

Art. 94 Abs. 1 VO (EG) Nr. 987/2009 regelt danach einen besonderen
Ã�bergangsfall. Wird ein Rentenantrag schon vor dem Anwendungsbeginn der VO
(EG) Nr. 883/2004 gestellt, somit vor dem 1. Mai 2010, und lÃ¶st dieser Antrag auch
an sich nach nationalem Recht einen Leistungsfall fÃ¼r einen Zeitraum vor diesem
Anwendungsbeginn aus, so muss die Rentenberechnung in zwei Etappen erfolgen,
und zwar bis zum 30. April 2010 nach der VO (EWG) Nr. 1408/71 und fÃ¼r die Zeit
ab dem 1. Mai 2010 nach der VO (EG) 883/2004. Ist diese Rente jedoch niedriger als
die Rente nach der VO (EWG) Nr. 1408/71 (z.B. weil Kindererziehungszeiten nach
Art. 44 DVO nicht mehr angerechnet werden kÃ¶nnen), ist die nach der VO (EWG)
Nr. 1408/71 berechnete Rente auch Ã¼ber den 1. Mai 2010 hinaus weiterhin zu
gewÃ¤hren (Spiegel in Fuchs, EuropÃ¤isches Sozialrecht, 7. Aufl. 2018, VO (EG) Nr.
883/2004, Art. 87 und 87a Rdnr. 17).

Da vorliegend der frÃ¼heste zur Ã�berprÃ¼fung gestellte Rentenbescheid am 28.
November 2008 ergangen ist, sind die DurchfÃ¼hrungsverordnung VO (EG) Nr.
987/2009 und die Grundverordnung VO (EG) Nr. 883/2004 nicht anwendbar, wenn
sich nach dem bis zum 30. April 2010 geltenden Recht ein hÃ¶herer Anspruch
ergibt.
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bb. Weiter ist die deutsche und nicht die franzÃ¶sische Rechtsordnung
anzuwenden. Art. 13 Abs. 2 Buchst. f VO (EWG) Nr. 1408/71, der mit Wirkung ab 29.
Juli 1991 durch die VO (EG) Nr. 2195/91 des Rates vom 25. Juni 1991 zur Ã�nderung
der Verordnung Nr. 1408/71 und der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 Ã¼ber die
DurchfÃ¼hrung der Verordnung Nr. 1408/71 (ABl. L 206, S. 2) eingefÃ¼gt wurde,
bestimmt hierzu: "Eine Person, die den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats nicht
weiterhin unterliegt, ohne dass die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats
gemÃ¤Ã� einer der Vorschriften in den vorhergehenden Buchstaben oder einer der
Ausnahmen bzw. Sonderregelungen der Art. 14 bis 17 auf sie anwendbar wÃ¼rden,
unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet sie wohnt,
nach MaÃ�gabe allein dieser Rechtsvorschriften".

Der EuGH hat hierzu ausgefÃ¼hrt, selbst wenn das Bestehen von Art. 13 Abs. 2
Buchst. f VO (EWG) Nr. 1408/71, der durch die Verordnung Nr. 2195/91 â�� somit
nach ZurÃ¼cklegung der Zeiten fÃ¼r die Erziehung der Kinder sowohl im dortigen
Verfahren als auch im vorliegenden Verfahren â�� in die Verordnung Nr. 1408/71
eingefÃ¼gt worden ist, zu berÃ¼cksichtigen sein sollte, wÃ¤re diese Bestimmung
unter den UmstÃ¤nden des Ausgangsverfahrens fÃ¼r eine BerÃ¼cksichtigung von
Erziehungszeiten im Rahmen der Altersversicherung dennoch nicht relevant (EuGH,
Urteil vom 19. Juli 2012 â�� C-522/10 â�� juris Rdnr. 34). Er hat sich hierzu auf das
Urteil vom 7. Februar 2002 (C-28/00 â�� juris Rdnr. 32) bezogen. Dort wird unter
Bezugnahme auf die Rechtssache C-135/99 (Urteil vom 23. November 2000)
ausgefÃ¼hrt, aus letzterem Urteil ergebe sich, dass hinsichtlich der Anrechnung
von Kindererziehungszeiten fÃ¼r die Altersversicherung aufgrund des Umstands,
dass eine Person ausschlieÃ�lich in einem Mitgliedstaat gearbeitet und dem Recht
dieses Staates unterlegen habe, als das Kind geboren wurde, zwischen diesen
Erziehungszeiten und den Versicherungszeiten, die aufgrund einer BerufstÃ¤tigkeit
in diesem Staat zurÃ¼ckgelegt wurden, eine hinreichende Verbindung hergestellt
werden kÃ¶nne.

cc. Streitentscheidend ist danach die Frage, ob dies nur dann gilt, wenn
Versicherungszeiten in nur einem Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegt worden sind. Der
EuGH hat hierzu ausgefÃ¼hrt (Urteil vom 19. Juli 2012 â�� C-522/10 â�� juris Rdnr.
35): "Wenn eine Person ausschlieÃ�lich in ein und demselben Mitgliedstaat
gearbeitet und BeitrÃ¤ge gezahlt hat, und zwar sowohl vor als auch nach der
vorÃ¼bergehenden Verlegung ihres Wohnsitzes aus rein familiÃ¤ren GrÃ¼nden in
einen anderen Mitgliedstaat, in dem sie zu keiner Zeit gearbeitet oder BeitrÃ¤ge
gezahlt hat, ist davon auszugehen, dass zwischen diesen Kindererziehungszeiten
und den Versicherungszeiten, die aufgrund einer BerufstÃ¤tigkeit im erstgenannten
Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegt wurden, eine hinreichende Verbindung besteht".

Voraussetzung fÃ¼r die Anwendung des Rechts des Mitgliedstaats ist danach, dass
1. ausschlieÃ�lich in ein und demselben Mitgliedstaat gearbeitet worden ist und
BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind, 2. sowohl vor als auch nach der Verlegung des
Wohnsitzes nur in diesem Mitgliedstaat gearbeitet worden ist und BeitrÃ¤ge gezahlt
worden sind, 3. es sich um eine vorÃ¼bergehende Verlegung des Wohnsitzes
handelt, 4. diese aus rein familiÃ¤ren GrÃ¼nden erfolgt ist, 5. in dem anderen
Mitgliedstaat zu keiner Zeit gearbeitet wurde oder BeitrÃ¤ge gezahlt wurden.
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Nach diesen Kriterien ist zu prÃ¼fen, ob eine hinreichende Verbindung zwischen
den Kindererziehungszeiten und den Versicherungszeiten, die aufgrund einer
BerufstÃ¤tigkeit im ersten Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegt wurden, besteht. Die
KlÃ¤gerin hat ihren Wohnsitz aus rein familiÃ¤ren GrÃ¼nden vorÃ¼bergehend nach
Frankreich verlegt, um ihren Ehemann zu begleiten, der eine vorÃ¼bergehende
BeschÃ¤ftigung in Frankreich bei der Auslandstochtergesellschaft seines
Arbeitgebers aufgenommen hatte bei ruhendem ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem
Arbeitgeber in Deutschland. Die KlÃ¤gerin hat auch zu keiner Zeit in Frankreich
gearbeitet oder BeitrÃ¤ge entrichtet. Sie hat zudem zuletzt vor der Verlegung ihres
Wohnsitzes nach Frankreich und nach ihrer RÃ¼ckkehr nach Deutschland in
Deutschland gearbeitet und BeitrÃ¤ge gezahlt. Die oben genannten
Voraussetzungen sind vorliegend somit alle erfÃ¼llt mit Ausnahme dessen, dass
ausschlieÃ�lich in ein und demselben Mitgliedstaat gearbeitet worden ist, da die
KlÃ¤gerin in der Zeit vom 9. November 1970 bis 6. Juni 1971 in GroÃ�britannien
insgesamt zehn Wochen versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen ist.
Gleichwohl erachtet der Senat eine hinreichende Verbindung zwischen den
Versicherungszeiten der KlÃ¤gerin in Deutschland und den in Frankreich
zurÃ¼ckgelegten Kindererziehungszeiten als gegeben, die es rechtfertigt, die
nationalen Regelungen der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden. HierfÃ¼r
sprechen folgende Gesichtspunkte:

â�� Das Kriterium, dass ausschlieÃ�lich in ein und demselben Mitgliedstaat
gearbeitet und BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind, bezieht sich in der angefÃ¼hrten
Entscheidung des EuGH ersichtlich allein auf den Umstand, dass nicht auch in dem
Staat, in dem die Kindererziehungszeiten zurÃ¼ckgelegt worden sind, eine
BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt worden ist.

â�� Zu berÃ¼cksichtigen ist weiter, dass die KlÃ¤gerin vor der Geburt ihrer Kinder
zuletzt in der Bundesrepublik Deutschland versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt war
und auch nach deren Geburt ausschlieÃ�lich in der Bundesrepublik Deutschland
Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt hat. Nach der Rechtsprechung des EuGH (Urteil
vom 23. November 2000 â�� C-135/99 â�� juris Rdnr. 28) bleibt fÃ¼r die
Anrechnung von Erziehungszeiten fÃ¼r ein Kind, das geboren wurde, als der
Elternteil in einem Mitgliedstaat berufstÃ¤tig war und deshalb dessen Recht der
sozialen Sicherheit unterlag, dieses Recht gemÃ¤Ã� Art. 13 Abs. 2 Buchst. a VO
(EWG) Nr. 1408/71 weiterhin anwendbar. Gleiches muss gelten, wenn â�� wie hier
â�� die BerufstÃ¤tigkeit bei der Geburt des Kindes zwar beendet war, die Geburt
und anfÃ¤ngliche Erziehung des Kindes jedoch in dem Mitgliedstaat erfolgt ist, in
dem zuletzt zuvor eine BerufstÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt worden ist.

â�� Entgegen der Auffassung der Beklagten kommt es auch auf den Umfang der in
einem weiteren Mitgliedstaat ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung an. Jedenfalls dann,
wenn diese Beitragszeiten nicht zu einem eigenstÃ¤ndigen Rentenanspruch
fÃ¼hren, sondern â�� wie hier â�� unter BerÃ¼cksichtigung der Zeiten in einem
Drittstaat eine zwischenstaatliche Rente gewÃ¤hrt wird, bei der diese
Beitragszeiten als Kleinstzeiten mit 0,1701 PEP bewertet worden sind, ist die
ZurÃ¼cklegung weiterer Beitragszeiten in einem weiteren Mitgliedstaat
unbeachtlich.
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Die von der KlÃ¤gerin in GroÃ�britannien zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten
fallen unter die sog. Kleinstzeitenregelung des Art. 48 VO (EWG) Nr. 1408/71 bzw.
Art. 57 VO (EG) Nr. 883/2004. Danach ist der TrÃ¤ger eines Mitgliedstaats nicht
verpflichtet, Leistungen fÃ¼r Zeiten zu gewÃ¤hren, die nach den fÃ¼r ihn
geltenden Rechtsvorschriften zurÃ¼ckgelegt wurden und bei Eintritt des
Versicherungsfalls zu berÃ¼cksichtigen sind, wenn die Dauer dieser Zeiten weniger
als ein Jahr betrÃ¤gt, und aufgrund allein dieser Zeiten kein Leistungsanspruch nach
diesen Rechtsvorschriften erworben wurde (Art. 57 Abs. 1 Satz 1 Art. 57 VO (EG) Nr.
883/2004).

Dem steht auch nicht das Argument entgegen, die AuÃ�erachtlassung von
Kleinstzeiten nach Art. 57 VO (EG) Nr. 883/2004 bei der Frage, welcher Staat fÃ¼r
die Anrechnung von Erziehungszeiten zustÃ¤ndig sei, wÃ¼rde zu keinem anderen
Ergebnis fÃ¼hren, wenn (in den jeweiligen) Mitgliedstaaten nur Kleinstzeiten
anrechenbar wÃ¤ren. Zum einen ist vorliegend diese Konstellation nicht gegeben.
Zum anderen trifft Art. 57 Abs. 3 VO (EG) Nr. 883/2004 bzw. Art. 48 Abs. 3 VO
(EWG) 1408/71 hierfÃ¼r eine ausdrÃ¼ckliche Regelung. WÃ¼rde danach die
Anwendung des Absatzes 1 zur Befreiung aller TrÃ¤ger der betreffenden
Mitgliedstaaten von der Leistungspflicht fÃ¼hren, so werden die Leistungen
ausschlieÃ�lich nach den Rechtsvorschriften des letzten dieser Mitgliedstaaten
gewÃ¤hrt, dessen Voraussetzungen erfÃ¼llt sind, als ob alle zurÃ¼ckgelegten und
nach Artikel 6 und Artikel 51 AbsÃ¤tze 1 und 2 berÃ¼cksichtigten Versicherungs-
und Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats zurÃ¼ckgelegt
worden wÃ¤ren. Ob und in welcher Weise in dieser Konstellation
Kindererziehungszeiten zu berÃ¼cksichtigen wÃ¤ren, ist vorliegend nicht zu
entscheiden.

Deshalb ist Art. 21 Abs. 1 AEUV in einer Situation, in der eine Person ihren Wohnsitz
vorÃ¼bergehend in einen anderen Mitgliedstaat als den ihrer Herkunft verlegt hat,
dahin auszulegen, dass er die zustÃ¤ndige Einrichtung des Herkunftsstaates dazu
verpflichtet, im Hinblick auf die GewÃ¤hrung einer Altersrente
Kindererziehungszeiten, die in einem anderen Mitgliedstaat von einer Person
zurÃ¼ckgelegt wurde, die zur Zeit der Geburt ihrer Kinder ihre BerufstÃ¤tigkeit
vorÃ¼bergehend eingestellt und ihren Wohnsitz aus rein familiÃ¤ren GrÃ¼nden im
Hoheitsgebiet des zweiten Mitgliedstaats begrÃ¼ndet hatte, so zu
berÃ¼cksichtigen, als seien diese Kindererziehungszeiten im Inland zurÃ¼ckgelegt
worden, wenn vor und nach der Geburt der Kinder eine berufliche TÃ¤tigkeit in dem
ersten Staat und in dem zweiten Mitgliedstaat nicht ausgeÃ¼bt worden ist, und
zwar auch dann, wenn in einem dritten Mitgliedstaat eine berufliche TÃ¤tigkeit in
einem so geringen Umfang ausgeÃ¼bt worden ist, dass er zu keinem
eigenstÃ¤ndigen Rentenanspruch in diesem Mitgliedstaat fÃ¼hrt (Art. 48 Abs. 1 VO
(EWG) 1408/71).

f. SchlieÃ�lich wird die Beklagte bei der Umsetzung des Urteils zu berÃ¼cksichtigen
haben, dass ein Zuschlag an persÃ¶nlichen Entgeltpunkten fÃ¼r Kindererziehung
gemÃ¤Ã� Â§ 307 d SGB VI fÃ¼r das Kind C. zu berÃ¼cksichtigen ist.

g. Der Senat hat davon abgesehen, das Verfahren auszusetzen und die Rechtsfrage
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im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 267 AEUV dem EuGH
vorzulegen. Zum einen besteht eine Verpflichtung zur Anrufung des EuGH gem. Art.
267 Satz 2 AEUV nur fÃ¼r Gerichte, deren Entscheidung selbst nicht mehr mit
Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts â�� ordentliche Rechtsbehelfe â��
angefochten werden kann. Hierzu gehÃ¶ren Berufungsentscheidungen der
Landessozialgerichte nicht, die mit der Revision bzw. der
Nichtzulassungsbeschwerde anfechtbar sind. Eine Pflicht zur Vorlage besteht zudem
nicht, wenn die gestellte Frage bereits in einem gleichgelagerten Fall Gegenstand
einer Vorabentscheidung gewesen ist oder wenn bereits eine gesicherte
Rechtsprechung des EuGH vorliegt, durch die die betreffende Rechtsfrage gelÃ¶st
ist, gleich in welcher Art von Verfahren sich diese Rechtsprechung gebildet hat und
selbst dann, wenn â�� wie vorliegend â�� die strittigen Fragen nicht vollkommen
identisch sind (sog. "acte claire"; vgl. Schwarze/Wunderlich in Schwarze, EU-
Kommentar, 4. Aufl. 2018, Art. 267 AEUV Rdnr. 48; EuGH â�� Rs. 283/81 Slg 1982,
3415 Rdnr. 14). Aufgrund der bereits vorliegenden Rechtsprechung des EuGH lÃ¤sst
sich auch die vorliegend strittige Frage, ob es der BerÃ¼cksichtigung von in einem
anderen Mitgliedstaat zurÃ¼ckgelegten Kindererziehungszeiten entgegensteht,
wenn in einem weiteren Mitgliedstaat lediglich rentenrechtliche Kleinstzeiten
zurÃ¼ckgelegt worden sind, die zu keinem eigenstÃ¤ndigen Leistungsanspruch
fÃ¼hre, beantworten.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Kosten des Beigeladenen waren
nicht zu erstatten, da dieser keinen Antrag gestellt hat (vgl. Gutzler in
Roos/Wahrendorf, SGG, 2014, Â§ 193 Rdnr. 61 m.w.N.).

5. Die Revision wird wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache (Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 SGG) zugelassen.

Erstellt am: 28.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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